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Lieber Kollege Kauch, Sie behaupten, es ginge Ihnen
um den Preis bzw. die Kostendämpfung. Wenn das so ist,
dann frage ich mich: Warum senken Sie besonders den
Anteil der preiswertesten Form der Energieerzeugung
durch Photovoltaik auf Freiflächen ab? Nein, es geht Ih-
nen nicht um den Preis. Sie wollen am Ende den Ein-
speisevorrang für erneuerbare Energien abschaffen. Des-
wegen gibt es nicht mehr 100 Prozent Einspeisung. Sie
wollen schlicht und ergreifend mehr Strom von RWE
und Eon. Sie wollen mehr Strom aus Kohlekraftwerken
statt mehr Strom aus Wind und Sonne im Netz haben.
Das ist Ihr Plan.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Mit dem Atomausstieg hat Deutschland den richtigen
Weg eingeschlagen. Die Welt schaut auf dieses Land.
Wir müssen hier zeigen, dass wir in der Lage sind, die
Energieerzeugung eines großen, wichtigen Industrielan-
des auf eine erneuerbare, effiziente und sparsame Basis
zu stellen. Dafür brauchen wir mehr als den Ausstieg.
Dafür brauchen wir die Energiewende. Sie gefährden
diese Energiewende durch das Desinteresse des Umwelt-
ministers, durch die aktiven Bemühungen des frosch-
fressenden Teils Ihrer Koalition.

(Jens Koeppen [CDU/CSU]: Schon wieder ein 
Joke!)

Die Energiewende ist machbar: mit einem konsequen-
ten Ausbau des Bereichs der erneuerbaren Energien, mit
Investitionen in Speicher und Netze, mit Energieein-
sparung und mit verbindlichen Energieeffizienzzielen.
Diese Lehre aber haben Sie aus Fukushima noch zu
ziehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Nächster Redner ist der Kollege Michael Paul für die

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Michael Paul (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Am

11. März des letzten Jahres, 14.46 Uhr Ortszeit, gab es
vor der Küste Japans, 130 Kilometer vor Sendai, ein
Erdbeben mit der Stärke 9,0 auf der Richterskala. Das
war eines der stärksten Erdbeben, das jemals gemessen
wurde. Circa eine Stunde später traf eine Tsunamiflut-
welle auf das Festland, zwischen 7 und 15 Meter hoch.
Über 15 800 Menschen starben, 3200 werden noch heute
vermisst. Über 6000 Menschen wurden infolge des
Erdbebens und des Tsunamis verletzt. Über 350 000
Menschen verloren ihr Heim, davon 80 000 im Umkreis
des Kernkraftwerkes Fukushima Daiichi. Große Flächen
sind immer noch kontaminiert, radioaktiv belastet. Das
sind die schrecklichen Folgen des 11. März 2011 in
Japan. Im Namen meiner Fraktion spreche ich dem japa-
nischen Volk unser tief empfundenes Mitgefühl für das
erlittene, unendliche Leid aus.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vor dem Hintergrund dieser Zahlen halte ich es auch
heute, ein Jahr später, für unangemessen, die Ereignisse
in Japan allein auf den Reaktorunfall in Fukushima und
den Kernenergieausstieg hierzulande zu reduzieren.
Heute, ein Jahr später, wissen wir: Im Kernkraftwerk
Fukushima lagen Meerwasserpumpen zur Kühlung der
Reaktorblöcke samt elektrischem Antrieb nur 5 Meter
über dem Meeresspiegel. Auch die Dieselgeneratoren
für den Notstrom für alle Blöcke der Anlage Fukushima
lagen im selben Raum nebeneinander, ebenfalls nur
5 Meter über der Wasserlinie. Die Türen des Reaktor-
gebäudes waren nicht gegen eindringendes Wasser gesi-
chert, sodass die Pumpen und Generatoren ausfielen, als
sie überflutet wurden, was letztlich dazu führte, dass es
zur Kernschmelze in drei Blöcken des Kraftwerkes kam.

Heute wissen wir: Es gab in den letzten 510 Jahren al-
lein 16 Tsunamis mit über 10 Meter Wellenhöhe. Das
heißt, statistisch tritt ein solcher Tsunami mit einer sol-
chen Wellenhöhe in Japan etwa alle 30 Jahre auf. Die
Schutzmauer der Anlage in Fukushima war so konstru-
iert, dass sie einer Flutwelle von maximal nur 5,70 Meter
standhalten konnte. Es sind also massive Fehler bei der
Auslegung der Anlage gemacht worden. Um es ganz
klar zu sagen: Diese Anlage hätte so niemals an dieser
Stelle errichtet werden dürfen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Anders als unmittelbar nach dem Beben wissen wir
heute: Hier wurden die Regeln für die erforderliche
Schadensvorsorge grob nicht eingehalten. Das hat nichts
damit zu tun, dass sich das sogenannte Restrisiko ver-
wirklicht hat; denn „Restrisiko“ – das sagt auch das
Verfassungsgericht – heißt, dass eine der Technik inne-
wohnende Gefahr verwirklicht wird, die vom mensch-
lichen Erkenntnisvermögen nicht erfasst ist. Dass ein
Kernkraftwerk an der Küste des Pazifiks einem Tsu-
nami, mit dem in dieser Gegend der Welt etwa alle
30 Jahre zu rechnen ist, standhalten muss, erschließt sich
jedem; dies geht sicher nicht über das menschliche
Erkenntnisvermögen hinaus. Mit Restrisiko hat das also
nichts zu tun.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Vor diesem Hintergrund können wir alle froh sein,
dass dort – über die fürchterlichen Folgen des Erdbebens
und des Tsunamis hinaus – radiologisch, also durch
radioaktive Strahlung bedingt, nicht mehr passiert ist. In
der letzten Woche war der langjährige Vorsitzende der
Strahlenschutzkommission, Professor Michel, bei uns im
Umweltausschuss. Auch er hat festgestellt: Durch radio-
aktive Strahlung gab es in Japan keine Toten und keine
Verletzten.

(Marco Bülow [SPD]: Er hat auch gesagt, dass
die Strahlung erst in Jahren wirkt! Sie lernen
nicht dazu!)

Auch in Zukunft, Herr Bülow, wird es weder bei der Be-
völkerung noch bei den Arbeitern im Kraftwerk gesund-
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heitliche Auswirkungen durch radioaktive Strahlung ge-
ben,

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Unglaublich! – Weiterer Zuruf des
Abg. Marco Bülow [SPD])

vorausgesetzt die von der japanischen Regierung ergrif-
fenen Maßnahmen werden fortgesetzt.

(Dr. Hermann E. Ott [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Gar nichts gelernt!)

Dass Sie von der SPD und von den Grünen ausge-
rechnet das, was der langjährige Vorsitzende der Strah-
lenschutzkommission sagt, in Zweifel ziehen – er wurde
von Jürgen Trittin in die Kommission geholt und von
Sigmar Gabriel zum Vorsitzenden befördert –, das
spricht Bände.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP – Frank Schwabe [SPD]: Was wollen
Sie damit sagen?)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege, es gibt eine Zwischenfrage der Kolle-

gin Vogt. Möchten Sie diese zulassen?

Dr. Michael Paul (CDU/CSU):
Ja, gerne.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Bitte schön.

Ute Vogt (SPD):
Herr Kollege Paul, wenn das alles unproblematisch ist

und kaum dramatische Folgen hat – so beschreiben Sie
es –, könnten Sie uns dann bitte erklären, wieso die Bun-
desregierung den Atomausstieg in der Form beschlossen
hat, wie sie ihn beschlossen hat?

Dr. Michael Paul (CDU/CSU):
Frau Vogt, das kann ich gerne tun.

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Er war ja dagegen!)

Wir haben die Situation in Japan zu einem Innehalten
genutzt und uns mit der Frage beschäftigt, ob unsere
Energiepolitik so, wie wir sie angelegt haben, unter an-
derem im Energiekonzept von 2010, fortführbar ist. Im
Bundestag, im Bundesrat und auch in der Bevölkerung
war eine große Mehrheit der Auffassung – in diesem
Punkt war man sich einig –,

(Christian Lange [Backnang] [SPD]: Waren 
auch Sie der Auffassung?)

dass es keine Verlängerung der Laufzeiten – diese hatten
wir ursprünglich beschlossen – geben soll.

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Da waren die sich vor Fukushima
schon einig!)

Spätestens im Jahre 2022 wird die Nutzung der Kern-
energie zur elektrischen Energieerzeugung in Deutsch-
land beendet sein.

Die zwei Arbeiter, deren Bilder wir vor einem Jahr im
Fernsehen gesehen haben, die Verbrühungen durch ra-
dioaktiv belastetes Kühlwasser erlitten haben, konnten
nach wenigen Wochen der Beobachtung aus dem Kran-
kenhaus entlassen werden, da sie Gott sei Dank keine
Schäden durch radioaktive Strahlung davongetragen
haben.

(Christian Lange [Backnang] [SPD]: Jetzt
machen Sie schon wieder so weiter! Das ist
unglaublich!)

– Sie müssen die Fakten zur Kenntnis nehmen.

(Christian Lange [Backnang] [SPD]: Wir neh-
men vor allen Dingen Ihre Rede zur Kenntnis! –
Waltraud Wolff [Wolmirstedt] [SPD]: Welche
Fakten denn?)

Dass der Tsunami und das Erdbeben schreckliche Folgen
hatten, ist unbestritten. Dass wir radiologisch gesehen
unheimliches Glück hatten, steht auch außer Frage. Das
hat unter anderem damit zu tun, dass – anders als in
Tschernobyl – ein Sicherheitsbehälter vorhanden war,
der verhindert hat, dass noch mehr Strahlung ausgetreten
ist.

(Waltraud Wolff [Wolmirstedt] [SPD]: Ma-
chen Sie jetzt Urlaub in Fukushima, Herr
Paul?)

Wir haben in Deutschland die richtigen Schritte ein-
geleitet. Die Reaktor-Sicherheitskommission wurde
beauftragt, unverzüglich alle deutschen Kernkraftwerke
auf den Prüfstand zu stellen, gerade auch unter dem
Gesichtspunkt, ob unwahrscheinliche Ereignisse – auch
in einer Kombination miteinander – gefährlich werden
können. Das Ergebnis war eindeutig: Die Sicherheits-
reserven deutscher Anlagen sind deutlich größer. Das
haben mittlerweile auch die Stresstests auf europäischer
Ebene bestätigt. Nicht nur Naturkatastrophen wie Erd-
beben und Hochwasser wurden dabei betrachtet, sondern
auch menschlich beeinflusste Ereignisse wie Flugzeug-
absturz und Terrorangriff.

Es kann also nicht davon die Rede sein, wie jetzt im
Antrag der Grünen zu lesen ist, dass die Bundesregie-
rung zur Sicherheit laufender Anlagen nichts geliefert
hätte. Aber Sicherheit – auch das gilt es festzuhalten –
hört nicht an den Grenzen auf. Allein in Europa sind
über 150 Kernkraftwerke in Betrieb, weltweit sind es
über 430. An dieser Stelle sind wir uns mit den Kollegen
der Grünen einig: Das Risiko eines nuklearen Unfalls
wird nicht dadurch minimiert, dass wir Deutschland zur
kernkraftfreien Zone erklären. Auch in unseren Nach-
barländern in Europa werden weiter Kernkraftwerke
betrieben und neue gebaut.

(Christian Lange [Backnang] [SPD]: Aha!)

Daher begrüße ich außerordentlich, dass die Bundes-
kanzlerin auf europäischer Ebene durchgesetzt hat – ich
bedanke mich dafür bei ihr –, dass für alle Anlagen in
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Europa die Durchführung von Stresstests veranlasst
wurde.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Ich glaube, Sie müssen auch zu einem Stress-
test!)

Die Ergebnisse dieser Stresstests müssen auch in unse-
ren Nachbarländern umgesetzt werden, und vorgeschla-
gene Maßnahmen müssen durchgeführt werden. Das
erhöht nicht nur die Sicherheit bei unseren Nachbarn
– Radioaktivität kennt keine Grenzen –, sondern auch
die Sicherheit bei uns.

Auch weltweit wird die Kernenergie in Zukunft eine
Rolle spielen – ob wir das gut finden oder nicht –, schon
allein deshalb, weil energiehungrige Schwellenländer
wie China, Indien, Brasilien und Südkorea nicht auf die-
sen Energieträger verzichten wollen.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
„Brasilien“ ist ein gutes Stichwort!)

Weil dies so ist und weil wir den Bau neuer Anlagen dort
nicht verhindern können,

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Was heißt denn „nicht verhin-
dern“? Sie fördern das! – Christian Lange
[Backnang] [SPD]: Aha! Und deswegen hel-
fen wir dabei, ja? Das ist ja nicht zu fassen!)

halte ich es im Interesse unserer eigenen Sicherheit für
vollkommen richtig, dazu beizutragen, dass dort deut-
sche Technologie mit ihren anerkannten, hohen und
durch Forschung ständig weiterentwickelten Sicherheits-
standards zum Einsatz kommt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Christian Lange [Backnang] [SPD]: Wie argu-
mentieren Sie da eigentlich?)

Die beschlossene Energiewende hat eine Reihe von
Herausforderungen mit sich gebracht. Schon vorher wa-
ren unsere Ziele weltweit einmalig ehrgeizig. Wir verfol-
gen unter anderem das Ziel, den CO2-Ausstoß bis Mitte
des Jahrhunderts um 85 Prozent zu reduzieren.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege?

Dr. Michael Paul (CDU/CSU):
Ja, bitte?

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Es gäbe noch eine zweite Zwischenfrage, diesmal von

der Kollegin Bulling-Schröter. Möchten Sie auch diese
Zwischenfrage zulassen?

Dr. Michael Paul (CDU/CSU):
Gern.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Bitte schön.

Eva Bulling-Schröter (DIE LINKE):

Herzlichen Dank, Herr Dr. Paul. – Ich habe Ihre Rede
sehr aufmerksam verfolgt. Wir sind uns einig, dass
AKW – wenn wir sie schon nicht verhindern können –
nicht dort gebaut werden dürfen, wo es zu Erdbeben
kommt. Bald steht ja die Entscheidung der Bundesregie-
rung zu Angra 3, einem AKW, das in einem Erdbeben-
gebiet in Brasilien gebaut werden soll, an. Sie haben ge-
sagt: Wir haben wenig Einfluss darauf, ob im Ausland
AKW gebaut werden oder nicht. Wir können lediglich
deutsche Technik zur Verfügung stellen. – Bald geht es
aber auch um das notwendige Geld. Eine Hermesbürg-
schaft steht an. Ich würde gerne von Ihnen wissen, ob die
Bundesregierung Ihrer Meinung nach bereit ist, zu
sagen: Wir finanzieren kein AKW, das in einem Erdbe-
bengebiet gebaut werden soll und unsicher ist. – Die ent-
sprechenden Studien haben sicher auch Sie in dieser Wo-
che erhalten. Meine Frage: Wie stehen Sie dazu?

Dr. Michael Paul (CDU/CSU):

Meines Wissens hat die Bundesregierung zu diesem
Zweck Gutachten in Auftrag gegeben. Das Ergebnis der
Gutachten liegt, soviel ich weiß, noch nicht vor. Die Re-
gierung wird im Lichte der Ergebnisse der Gutachten
auch über die Hermesbürgschaften entscheiden.

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss.
Ein Jahr nach Fukushima ist festzustellen: Was die nu-
klearen Folgen angeht, sind wir Gott sei Dank mit einem
blauen Auge davongekommen. Es hätte angesichts der
Fehler, die beim Bau der Anlage gemacht worden sind,
viel schlimmer kommen können. Der beschleunigte
Ausstieg aus der Nutzung der Kernenergie, den die
große Mehrheit dieses Hauses und des Bundesrates be-
schlossen hat, hat die Herausforderungen noch größer
gemacht, als sie ohnehin schon waren. Um unser Ziel,
eine sichere, bezahlbare und umweltfreundliche Energie-
versorgung zu gewährleisten, zu erreichen, haben wir
noch viel Arbeit vor uns. Die Energiewende ist kein
Selbstläufer. Die Koalition nimmt diese Herausforde-
rung entschlossen an.

(Frank Schwabe [SPD]: Das merkt man!)

Deutschland muss auch in Zukunft auf höhere Sicher-
heitsstandards für Kernkraftwerke in Europa und welt-
weit drängen,

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja! Nicht nur in Deutschland!)

im Interesse der Sicherheit vor Ort, aber auch im Inte-
resse unserer eigenen Sicherheit.

Ich bedanke mich.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:

Der Kollege Dr. Matthias Miersch hat jetzt das Wort
für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)


